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Autor Gunter Wallraff:
Tlrkei in die EU? Im Prinzip , Ja

Der Autor Gunter Wallraff ist fir den EU-Beitritt
der Tirkei, aber mit der Auflage, dass die elemen-
tarsten Menschenrechte eingehalten werden: Keine
Folter, wie sie noch immer in turkischen Polizei-
stationen praktiziert und nicht verfolgt wird. Gene-
ralamnestie fur die Tausenden politischen Gefan-
genen. Minderheitenrechte fir die 14 Millionen
Kurden, aber auch fur die christlichen Araméer und
Assyrer. Der Genozid an mehr als einer Million Ar-
meniern darf nicht l&nger totgeschwiegen, geleug-
net oder gar gerechtfertigt werden. "Ehrenmorde"
wegen angeblicher Verletzung der Familienehre
durfen nicht mehr als Kavaliersdelikt angesehen
werden. Das Grundrecht der Kriegsdienstverwei-
gerung muss gewdhrleistet sein. Die EU-Mit-
gliedschaft wirde die langst Gberfallige volle Inte-
gration der bei uns oft in Gettos lebenden 1,8 Mil-
lionen turkischen Einwanderer erleichtern. Bei ei-
ner Absage wirde die Tirkei, der schon seit Ade-
nauers Zeiten immer wieder die Mitgliedschaft ver-
sprochen wurde, endgultig verprellt und dem isla-
mistischen Lager in die Arme getrieben werden.
Allerdings sollten unsere Politiker nicht iberhastet
vorgehen: Sie dirfen sich nicht zu Lakaien der
USA machen lassen, die aus geostrategischen
Grinden eine vorschnelle Mitgliedschaft der Turkei
wollen, aber die Folgen nicht zu tragen haben. Bei
der Uberwachung der Grundrechte missen Men-
schenrechtsorganisationen federfiihrend eingebun-
den sein." (Quelle: stern, 10. Juni 2004)

Folterverfahren in Adana
Die Staatsanwaltschaft im Kreis Kozan (Adana) hat
die Unteroffiziere Ayhan Karasakal, Sertan Erturan
und den Gefreiten Omer Sipahi wegen Folter an
Mehmet Can, der im Marz wegen einer ge-
wohnlichen Straftat festgenommen worden war,
nach § 243 TSG angeklagt. (Quelle: Milliyet, 12.06.04)

Entfiihrung in Istanbul

Tugba Gimis (25) von der Sozialistischen Platt-
form der Unterdriickten und der Union der Arbei-
tenden Frauen hat der Polizei in Istanbul vorgewor-
fen, sie am 9. Juni entfiihrt und verbal und physisch
belastigt zu haben. Sie sei von drei mit Schnee-
masken verkleideten Ménnern entfuhrt worden. Ihr
seien die Augen verbunden worden und sie habe
sich auf den Boden des Wagens legen miissen. In
dieser Position sei sie beschimpft und sexuell be-
lastigt worden. Dann sei sie in Ohnmacht gefallen
und sei nach 4,5 Stunden nur noch halb bekleidet in
einem Waldstiick wieder zu sich gekommen. (Quelle:
Birgin vom 12.06.2004)

Erklarung von Kongra-Gel nach
Freilassung von Leyla Zana
Die aus der aufgeldsten Arbeiterpartei Kurdistans
(PKK) hervorgegangene kurdische Organisation
Kongra-Gel erklarte am Montag, daB die Aufkin-
digung des seit funf Jahren praktizierten einseitigen
PKK-Waffenstillstands nicht riickgéngig gemacht
werden kdénne. Das meldete AFP unter Bezug-

nahme auf die kurdische Nachrichtenagentur MHA.
Die Turkei misse zunéchst eine Reihe von Bedin-
gungen erfiillen, darunter Hafterleichterungen fir
den inhaftierten Ex-PKK-Vorsitzenden Abdullah
Ocalan, betonte Kongra-Gel-Sprecher Murat Kara-
yailan. Er reagierte damit auf den Appell der Partei
DEHAP sowie der am Mittwoch freigelassenen Po-
litikerin Leyla Zana. Diese hatte laut AFP am Sonn-
tag in ihrer auf Kurdisch gehaltenen Rede vor
Zehntausenden Menschen in Diyarbakir gesagt, dal}
Kongra-Gel den Waffenstillstand um ein halbes
Jahr verlangern solle. Anderen Quellen zufolge rief
sie die Turkei wie Kongra-Gel auf, liber eine Waf-
fenruhe zu verhandeln. Unter anderem waren bei
der Kundgebung ,,Fur Frieden und Demokratie*
auch Sprechchdre wie ,,Leyla ist raus; jetzt ist Apo
an der Reihe“ zu horen. Unterdessen dauerten die
Operationen der tlrkischen Armee gegen die aus
der PKK-Guerilla hervorgegangenen ,,Volksvertei-
digungskrafte” (HPG) an. Laut einer Erklarung des
HPG-Pressebiiros kam es seit dem 8. Juni zu An-
griffen auf die Guerilla in den Regionen Bingdl,
Hakkari, Dersim und Botan. Dabei wurden laut
HPG mehrere tlrkische Soldaten getdtet oder ver-
wundet. Verluste auf Guerillaseite wurden nicht
bekannt. (Quelle: MHA / afp, 15.6.2004)

Freispruch fir Mutter eines Gefangenen
Die 5. Kammer des Amtsgerichts Ankara hat Sa-
kine Tekelioglu, Mutter von Kerem Ozdikmenli,
der im Gefangnis in Bolu (Typ F) einsitzt, vom dem
Vorwurf nach § 283 TSG freigesprochen. Sie war
angeklagt worden, weil sie in einer Petition an den
Menschenrechtsausschuss im Parlament und an den
Justizminister eine Straftat "frei erfunden"” haben
sollte. (Quelle: Evrensel vom 16.06.2004)

Journalist vor Militargericht

Am 15. Juni fand vor dem Militérgericht der 3. Ar-
mee in Istanbul eine Verhandlung gegen den Jour-
nalisten Abdurrahman Dilipak, Chefredakteur der
inzwischen eingestellten Zeitschrift "Freitag in der
Turkei" und 3 pensionierten Offizieren statt. Grund
war eine Kolumne von Abdurrahman Dilipak vom
29. August 2003 mit dem Titel "Wenn die Generéle
nicht zuhdren". In dem Artikel soll ein VerstoR
gegen den 8 95/4 des Militérischen Strafgesetzes
begangen worden sein. Der Paragraph stellt eine
Schwachung des Gehorsams und Beleidigung von
Vorgesetzten unter Strafe. Herr Dilipak machte
keine Angaben vor Gericht, da er das Verfahren
von Zivilisten vor Militargerichten nicht im Ein-
klang mit der Européischen Menschenrechtskon-
vention betrachtet. (Quelle: Sabah vom 16.06.2004)

Deutscher bei Einreise verhaftet
Der 1969 im Kreis Mazgirt, Tunceli geborene Nuri
YILDIRIM kam im Jahre 1995 nach Deutschland.
Inzwischen hat er die deutsche Staatshiirgerschaft.
Nach fast 10 Jahren wollte er seine Familie wie-
dersehen, vor allem, weil es seiner Mutter nicht gut
gehen sollte. Da er aber nicht wusste, ob wegen sei-
ner politischen Betétigung vor der Ausreise gegen
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ihn etwas vorlag, liess er einen Anwalt in Tunceli
nachfragen.

Dieser erhielt im November 2003 vom Polizei-
prasidium in Tunceli (Unterschrift vom stellvertre-
tenden Polizeichef Ensar Balci) und im Januar 2004
von der obersten Polizeidirektion der Turkei (Un-
terschrift vom stellvertretenden obersten Polizei-
prasidenten Ramazan Er) die Versicherung, dass
gegen ihn nichts vorliegt.

Dennoch wurde Herr Yildirim bei der Einreise am
29. Mai am Flughafen in Istanbul festgenommen.
Am Folgetage wurde ihm erdffnet, dass er entgegen
den Zusicherungen wegen des schlimmsten Ver-
gehens gesucht, das einem Linken vorgeworfen
werden kann. Er soll sich an einem gewaltsamen
Umsturzversuch beteiligt haben und deswegen nach
§ 146/1 TSG verurteilt werden. Darauf stand friiher
die Todesstrafe. Nun erwartet ihn eine lebenslange
Haftstrafe, die nach der Abschaffung der Todes-
strafe wortlich zu nehmen ist, d.h. keine Freilassung
bis zum Tode.

Bislang haben er und seine Anwaltin lediglich her-
ausfinden kdnnen, dass es sich um bewaffnete Ak-
tionen im Jahre 1994 in der Provinz Tunceli han-
deln soll. Die Anwaltin war bei den Verhéren ge-
gen Mitternacht am 30. Mai 2004 zugegen und
weiss daher, dass Herr Yildirim die VVorwiirfe ener-
gisch von sich gewiesen hat. Er hat der Anwiltin
desweiteren versichert, dass er nicht gefoltert wur-
de. Dies ist im Vergleich zu &hnlichen Féllen in
vergangenen Jahren immerhin ein positives Zei-
chen. Allerdings ist vollkommen unklar, wie die
Sache weitergehen soll. Nuri Yildirim kam am 31.
Mai in U-Haft und sitzt mittlerweile im Hoch-
sicherheitsgeféngnis in Tekirdag (Typ F), in denen
die Gefangenen isoliert voneinander leben. Seine
Sache wurde an das Staatssicherheitsgericht Malat-
ya verwiesen, aber dort wird die Akte vermutlich
erst Ende Juni 2004 eintreffen. Es scheint Personen
zu geben, die gegen ihn ausgesagt haben, aber wi-
derspriichliche Personenbeschreibungen abga-ben.
Anhand von Fotos soll ihn niemand identi-fiziert
haben.

Herr Yildirim besitzt neben der deutschen Staats-
angehorigkeit auch noch die tlrkische Staatsange-
horigkeit. Das sollte die Bundesbehdrden aber nicht
davon abhalten, sich flr einen deutschen Staats-
birger einzusetzen. Dabei sollten die tirkischen
Behdrden zundchst einmal auf die unwahrheitsge-
méassen Bescheinigungen aufmerksam gemacht
werden. So war es in Asylverfahren durchaus Ub-
lich, vor einer Abschiebung bei den tiirkischen
Behorden nach einer mdglichen Gefahrdung bei
Ruckkehr zu fragen. Offensichtlich falsche An-
gaben wie in diesem Fall sollten derlei Beschei-
nigungen doch sehr in Frage stellen.

Neben einer raschen Bearbeitung des Falles sollte
es vor allem darauf ankommen, dass Aussagen von
Personen, die in der Polizeihaft gemacht wurden,
nicht als Beweismittel verwendet werden, denn von
diesen Aussagen ist bekannt, dass sie (zumin-
destens in der Vergangenheit) unter Folter erpresst
wurden. (Quelle: DTF vom 16.06.2004)

Gesetz zu SSG verabschiedet
Am 16. Juni hat ein Gesetz das Parlament (TBMM)
passiert, das die Staatssicherheitsgerichte (SSG) er-
setzen. Das Gesetz 5160 schaffte das Gesetz zur
Grindung und Funktionsweise der SSG ab und
fuhrte entsprechende Veranderungen an der Straf-
prozessordnung ein. Es sollen Landgerichte ein-

gerichtet werden, die sich speziell mit den Ver-
gehen beschaftigen, die bislang vor den SSG ver-
handelt wurden. Der Hohe Rat von Richtern und
Staatsanwaélten soll diese Gerichte naher bestim-
men. Die Akten der SSG sollen diesen Gerichten
Ubergeben werden. (Quelle: TIHV vom 17.06.2004)

Ermordung von Siyar Peringcek

Eine Delegation von IHD, TIHV, Mazlum-Der und
KESK hat den Bericht zur Ermordung von Siyar
Perincek am 28. Mai in Adana herausgegeben. Die
Delegation hatte mit Zeugen und Offiziellen ge-
sprochen. Bei der Untersuchung der Fotos vom Tat-
ort konnte die Delegation keine Bomben, Waffen
oder Patronen entdecken. Es sei auch kein Hinweis
vorhanden, dass die auf einem Motorrad fahrenden
Siyar Perincek und Mehmet Nurettin Basci eine
Waffe besessen hétten. Es sei auch mehr als zwei-
felhaft, ob die Polizeibeamten vor der Erschielung
einer Aufforderung zum Anhalten aussprachen. Der
Vorfall deute in aller Dimension auf eine Hinrich-
tung ohne Gerichtsurteil hin. (Quelle: TIHV, 18.06.04)

Freispruch im Folterverfahren

Die 3. Kammer des Landgerichts in Diyarbakir hat
am 16. Juni die Polizeibeamten Ismail Icen und
Fatih Resat Gilrbliz vom Vorwurf der Folter an
Gokhan Bicer nach § 243 TSG freigesprochen. Er
war am 9. Februar 2002 zusammen mit einem
Freund festgenommen worden, weil er PKK Paro-
len gerufen haben sollte. Nach 2 Tagen wurde er
freigelassen, aber vor dem SSG Diyarbakir ange-
klagt. Dies sprach ihn am 5. September 2002 frei.
Erst am Folgetage begann die Staatsanwaltschaft
Diyarbakir mit Ermittlungen gegen die Polizisten.
Der Gouverneur von Diyarbakir verweigerte am
27.10.2002 die Erlaubnis fur eine Untersuchung des
Falles. Diese Entscheidung wiederum wurde vom
Verwaltungsgericht am 21.05.2003 aufgehoben.
Das Verfahren gegen die Polizisten begann am
03.11.2003. Wahrend die Anklageschrift davon
sprach, dass der Geschadigte nicht nur geschlagen
wurde, sondern splitternackt ausgezogen, mit eis-
kaltem Wasser abgespritzt und in die Hoden ge-
treten wurde, hiell es im Pladoyer, dass auler der
Aussage des Geschédigten daflr keine Beweise
vorhanden seien. Dabei hatte der Mitgefangene
Devran Ak die Foltervorwirfe bestétigt. Dennoch
sprach das Gericht einen Freispruch aus. (Quelle:
Ozgiir Politika vom 18.06.2004)

6-Monats-Bericht des IHD Istanbul

Auf einer Pressekonferenz gab die Zweigstelle des
IHD in Istanbul bekannt, dass in den ersten 6 Mo-
naten des Jahres 2004 Menschen sich wegen Folter
in unregistrierter Haft beschwert haben. Deswei-
teren hatten sich 4 Frauen wegen Entfiihrung, sexu-
eller Belastigung und Vergewaltigung beschwert.
Die Vorsitzende Hirriyet Sener sagte, dass die Fol-
ter in der Tirkei nicht abgenommen habe, sondern
sich lediglich die Methoden geédndert hatten. Der
Bericht des IHD Istanbul fuhrt von den Folterféllen
in unregistrierter Haft 12 Beispiele auf, darunter
Deniz Bakir, Abdurrahman Yesilmen und Derya
Aksakal. (Quelle: Ozgiir Politika vom 18.06.2004)

5-Monats-Bericht von TOHAV
Die Stiftung fur Gesellschaftliche und Juristische
Recherche (TOHAV) hat einen Bericht uber Antré-
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ge zur Behandlung von Folter in den ersten 5 Mo-
naten des Jahres herausgegeben. In dieser Zeit ha-
ben 73 Personen einen Antrag auf Behandlung
wegen der Folgen der Folter gestellt. Alle seien aus
politischen Grinden festgenommen worden und bis
auf eine Person handelte es sich bei allen um Kur-
den. Unter ihnen waren 17 Frauen. Im Jahre 2003
habe die Zahl der Antrdge 197 betragen. Unter den
64 verschiedenen Foltermethoden sei es am hau-
figsten zu Elektroschocks, Verbinden der Augen,
Entkleidung, Schlaflosigkeit und Bedrohung von
Angehodrigen gekommen. Mehr als ein Drittel der
Folteropfer hatten sich auch wegen sexueller Belas-
tigung, Todesdrohungen und Scheinhinrichtungen
beschwert. (Quelle: Bia vom 17.06.2004)

Journalist als Militanter angeklagt
Muharrem Cengiz, der Besitzer der Zeitschrift
"Haltung im kulturellen und kinstlerischen Leben"
und des Kulturzentrums Idil, ist nun wegen der
Aussage einer Person seit drei Monaten in U-Haft.
Die 3. Kammer des SSG Istanbul hat nun sein Ver-
fahren mit dem Bombenattentat auf ein Fahrzeug
mit Richtern und Staatsanwélten im Oktober 2003
verbunden und die Fortdauer der Haft angeordnet.
Der Anwalt Taylan Tanay, der an der Verhandlung
am 9. Juni teilnahm, sagte, dass die Aussage, mit
der sein Mandant beschuldigt werde, unter Folter
aufgenommen wurde. Dieser Aussage zufolge soll
Nadir Akgul mit der DHKP/C in Verbindung ste-
hen und Muharrem Cengiz mit Inan Gok bekannt
gemacht haben. Inan Gok soll fiir das Attentat auf
das Fahrzeug verantwortlich sein. Die néchste Ver-
handlung wird am 27. August sein. (Quelle: Bia vom
17.06.2004)

Verordnung zu Demonstrationen

Der Innenminister Abdulkadir Aksu hat mit Datum
vom 11. Juni 2004 eine Verordnung zum Verhalten
der Sicherheitskréfte bei Demonstrationen erlassen.
Nach dieser Verordnung ist es den Beamten unter-
sagt, bei Kundgebungen und Demonstrationen
"willklrlich, extrem und ungerecht" einzugreifen.
Die Polizei und Gendarmerie darf keine Video-
oder Fotoaufnahmen zum Zwecke der Archivierung
von Erkenntnissen (das sogenannte "fisleme™ in
Personaldateien) anfertigen. In Zukunft sollen die
als Pressekonferenz deklarierten "Kundgebungen™
flr die Dauer von einer Stunde erlaubt sein, wenn
die Zahl der Teilnehmer nicht das 5-fache der
Funktionare der Vereinigung Ubersteigt, der Ver-
kehr nicht behindert wird und es nicht zu gewalt-
tatigen Ausschreitungen kommt. Dabei ist die Be-
nutzung von Megaphonen und anderen lautverstar-
kenden Instrumenten erlaubt. Spruchbénder und
Parolen sind erlaubt, da sie als Ausdruck des im
Grundgesetz verbrieften Rechts auf freie Mei-
nungséulerung darstellen. Bei Veranstaltungen in
geschlossenen Raumen werden keine Videogeréate
eingesetzt und nichts unternommen, das den Ein-
druck erwecken konne, es handele sich um eine
illegale Aktion. Nur im Falle, dass es ernsthafte
Hinweise auf Straftaten gebe, kdnnen Aufgaben mit
schriftlicher Genehmigung des ortlichen Regie-
rungsvertreters (Gouverneur, Landrat) gemacht
werden.

In einer ersten Stellungnahme hat der Vorsitzende
des IHD, Hisni Ondiil, die Verordnung als einen
enormen Schritt bezeichnet. Im Jahre 2003 seien im
Stdosten der Tirkei 2.794 festgenommen, von

denen 908 nach sogenannten Demonstrationen fest-
genommen wurden. Das seien 35% aller Festnah-
men. Im Westen der Tirkei habe der Anteil dieser
Festnahmen nach dem Gesetz zu Demonstrationen
und Kundgebungen 40% betragen. Dabei habe es
aber erhebliche Unterschiede gegeben. Wahrend in
Ankara in 90% der Falle das Recht wie in Paris in
Anspruch genommen werden kénne, sei das in
Istanbul unmdglich gewesen. (Quelle: Radikal, 19.06.04)

80 Verfahren gegen die Anwaélte von

Abdullah Ocalan

Wie verlautete, soll gegen 7 Anwalte des kurdi-
schen Volksfihrers Abdullah Ocalan, Mahmut
Sakar, Aysel Tugluk, Dogan Erbas, Okan Yildiz,
Irfan Diindar, Firat Altinkaya und Aydin Orug bis-
lang mehr als 70 Ermittlungs- und Strafverfahren
unter dem Vorwurf eingeleitet worden sein, die der
Verteidigung vorwerfen, die Anweisungen von
Ocalan an Kongra-Gel weiterzuleiten. Der Anwalt
Dogan Erbas sagte dazu, dass sie jede Woche eine
Stunde lang Gesprdche mit ihrem Mandanten in
Bezug auf das vor dem Europdischen Menschen-
rechtsgerichtshof anh&ngigen Verfahren fiihren
dirfte. Sie wiirden sich dabei Notizen machen, die
allerdings in der Akte verblieben und an niemanden
weiter-gegeben wiirden. In der Regel wirden die
Gespréche nach der Strafprozessordnung ohne
Uberwachung stattfinden, aber manchmal wiirden
sie von 5 Bediensteten beobachtet. (Quelle: Ozgur
Politika vom 19.06.2004)

Veranderte Foltermethoden

Der Dienst fur die Bereitstellung von Rechtsbei-
stand im Rahmen der Strafprozessordnung (der
sogenannte CMUK-Service) der Anwaltskammer
Diyarbakir hat in einem Bericht auf die Schwierig-
keiten der Anwaélte hingewiesen. So sei in den ers-
ten 5 Monaten des Jahres 2004 die Zahl der Anwal-
te, die fUr die Ausibung ihres Berufes mit "Beleidi-
gung und Widerstand gegen die Staatsgewalt" be-
schuldigt wurden, um ein 5-faches gegeniiber dem
Jahre 2002 gestiegen. Im Jahre 2002 seien 18 An-
waélte auf diese Weise beschuldigt worden, um
Jahre 2003 seien es 26 gewesen und in den ersten 5
Monaten dieses Jahres waren es 48. Sezgin Tanri-
kulu, der Vorsitzende der Anwaltskammer Diyar-
bakir vermutete, dass dieses Vorgehen darauf ab-
ziele, Folter und Misshandlung zu verheimlichen.
In vielen Fallen werde gleichzeitig mit einer Be-
schwerde wegen Folter eine Anzeige auf Wider-
stand gegen die Staatsgewalt gestellt und damit der
Eindruck erweckt, als habe sich der Beamte gegen
Angriffe zur Wehr setzen missen. (Quelle: Ozgur
Politika vom 19.06.2004)

Bericht des Européaischen Komitees zur
Verhinderung der Folter

Das Europdische Komitee zur Verhinderung von
Folter und grausamen, unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung und Strafe (kurz: das Anti-
Folter Komitee oder CPT = Committee for the
Prevention of Torture) hat mit Erlaubnis der turki-
schen Regierung am 18. Juni 2004 seinen Bericht
uber einen Besuch in der Turkei vom 7. bis zum 15.
September 2003 publiziert. Gleichzeitig wurde die
Antwort der tiirkischen Regierung herausgegeben.
Beide Berichte sind in voller Lénge in der engli-
schen Sprache auf der Website der CPT zu finden
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(siehe dazu www.tuerkeiforum.net).

Wir haben Auszlge in Deutsch Ubersetzt.

In der 2. September-Woche hat das Komitee die
Polizeiprasidien in den Stadten Adana, Diyarbakir
und Mersin besucht und war daruber hinaus in Ein-
richtungen der Gendarmerie in Bismil und Cinar
(Provinz Diyarbakir). Desweiteren wurden Geféang-
nisse vom Typ E in Adana und Mersin und die
Haftanstalten I und 11 in Diyarbakir besucht, um mit
kiirzlich Verhafteten zu sprechen. Die Besuche bei
Gesundheitseinrichtungen in Adana, Diyarbakir
und Mersin dienten dazu, sich einen Blick Uber die
Untersuchungen von Héftlingen zu verschaffen.
Allgemein stellt der Bericht Verbesserungen und
vor allem eine Abnahme von "harter Folter" in der
Polizeihaft fest. Allerdings (Paragraph 9): "Etliche
Personen, die in der Abteilung fiir Diebstahl im
Polizeiprésidium Diyarbakir verhért worden waren,
gaben unabhangig voneinander an, dass sie erst
kirzlich mit Elektroschocks behandelt worden
waren. lhre Berichte waren detailliert und stimmig.
Die Autoritditen wurden auf die Notwendigkeit
einer Untersuchung dieser Vorwirfe hingewiesen.
Die CPT mdchte Uber die Ergebnisse informiert
werden."

Paragraph 11: "Die Information, die wéhrend des
Besuches gesammelt wurden, deuten darauf hin,

dass Methoden wie Schlafentzug, Drohung mit
Ubergriffen gegen den Gefangenen oder seine An-
gehérigen in den Anti-Terror Abteilungen vor allem
in Diyarbakir noch nicht beseitigt wurden... Dies ist
ein schwerer Verstol? gegen den Artikel 135/a der
Strafprozessordnung und Artikel 23 der Regel zu
Festnahme, Haft und Vernehmungen. Daran sollten
alle Polizeichefs in der Turkei erinnert werden."
Das Anti-Folter Komitee stellte dariiber hinaus fest,
dass viele Vorschriften in der Praxis nicht oder nur
ungeniigend beachtet werden. Insbesondere die
Rechtsbelehrung der Gefangenen solle verbessert
werden, damit Angehdrige sofort informiert werden
und die Gefangenen von ihrem Recht auf Rechts-
beistand Gebrauch machen kénnen. Grosse Méngel
wurden auch bei der Erstellung von medizinischen
Gutachten vor und nach der Polizeihaft festgestellt.
Als allgemeines Ziel muss in den Ermittlungen statt
des Grundsatzes "vom Verdachtigen zu den Bewei-
sen" das Prinzip "von den Beweisen zu den Tatern"
in den Methoden und Koépfen der Beamten durch-
gesetzt werden.

Die Antwort der turkischen Regierung listet neben
den getroffenen MalRnahmen auch statistische Wer-
te auf. Dazu gehdren folgende Tabellen:

Zahlen zur Beiziehung von Rechtsbeistand bei Staatssicherheitsdelikten im Jahre 2003

Personen, die RechtsbeistandPersonen, die keinen| Gesamtzahl
Einheit erhielten Rechtsbeistand verlangten
Anti-Terror Abteilung 1568 2930 4498
Abteilungen gegen
Schmuggel und org. 900 1847 2747
Kriminalitat
Gesamtzahlen 2468 ATT7 7245

Ermittlungen nach 8§ 245 TSG (Misshandlung)

zwischen 01.01.1995 und 31.03.2004

Ermittlungen nach § 243 TSG (Folter) zwischen
01.01.1995 und 31.03.2004

Pol. Polizei | Andere | Gesamt Pol. Polizei | Andere | Gesamt
Verfahren Verfahren
eingestellt 136 1630 1766 eingestellt 32 40 72
Ermittlungen Ermittlungen
eingestellt 207 1757 1964 eingestellt 109 367 476
Verfahren Verfahren
dauert an 79 947 1026 dauert an 74 168 242
Freispruch 288 1436 1724 Freispruch 114 361 475
Verurteilung | 14 350 364 Verurteilung | 26 58 84
Ausgesetzt Ausgesetzt
nach 4616 113 1094 1207 nach 4616 1 16 17
Gesamtzahl 837 7223 8060 Gesamtzahl 356 1010 1366

Sivan Perwer darf wieder in die Turkei
Der bekannte kurdische Sanger und Musiker Sivan
Perwer darf nach jahrelanger Verbannung und Exi-
lierung wieder in die Tirkei reisen. Dies bestatigte
CNN unter Hinweis auf eine Mitteilung des Ver-
waltungschefs der kurdischen Stadt Urfa. (Quelle:
CNN, 20.6.2004)

Folterverfahren in Ankara
Vor der 1. Kammer des Landgerichts Ankara ging
das Verfahren gegen die Polizeibeamten Murat De-

deoglu (Sohn des im Verfahren wegen Folter mit
Todesfolge an Birtan Altunbas angeklagten Ibrahim
Dedeoglu), Rifat Dogru, Girah Ayhan, Atanur
Arslan, Erdal Simsek Ahmet Horoz, Tekin Taslio-
va, Recep COmert und Mustafa Usul wegen 6-
tagiger Folter an Senol Girkan im Juni 2001 weiter.
In der Verhandlung sagte der Geschadigte, dass
Murat Dedeoglu und Recep Cémert nicht unter den
Folterern gewesen seien. Anstelle von Recep Dede-
oglu sei ihm jemand anders vorgestellt worden.
(Quelle: Cumhuriyet vom 19.06.2004)
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Tod im Gefangnis

Der Anwalt Abdulhekim Gider hat den Vorwurf
erhoben, dass sein Mandant Kerem Payat, der am
17. Juni im Gefangnis in Diyarbakir (Typ E) ver-
storben war, wegen mangelnder medizinischer
Versorgung gestorben ist. Er sei bei einem Streit im
Kreis Sirvan (Siirt) an den Armen und FiRen ver-
letzt worden und nach nur einem Tag Behandlung
im Staatskrankenhaus von Batman in das Gefangnis
von Batman eingewiesen worden. Dort sei er 14
Tage festgehalten worden, ohne dass es zu einem
medizinischen Eingriff kam. Aus bisher unbekann-
ten Grunden sei er in die Nervenheilanstalt in Ela-
zig gekommen, wo er sich aber nicht versténdlich
machen konnte, weil er kein Turkisch kann. Nach
10 Tagen sei er in das Gefangnis in Elazig (Typ E)
gekommen. Dort habe er ihn besucht. Zwei Mitge-
fangene hatten ihn stlitzen missen und sein Man-
dant habe selbst dann nicht reagiert, als er ihn in
Kurdisch ansprach. Seine Wunden seien nicht ver-
heilt und seine Kleidung sei stark verschmutzt ge-
wesen. Er habe stark an Gewicht verloren und die
Mitgefangenen hétten berichtet, dass er seit 5 Tagen
keine Nahrung zu sich nehme. Die Geféngnislei-
tung habe auf die Bitte einer Behandlung erwidert,
dass es viele Personen mit solchen Krankheiten
gebe. Nach 2 Monaten ohne Behandlung sei Kerem
Payat erst am 26. Mai in das Universitatskranken-
haus in Diyarbakir eingewiesen worden, nachdem
er in ein Koma gefallen war. Der Arzt Dr. Ali
Akgicek habe vermutet, dass er eine Gehirnblutung
haben konne, sie aber nur Medizin verabreichen
konnten. Der Arzt habe sich fiir eine Haftverscho-
nung ausgesprochen, aber das Gericht in Sirvan
habe das abgelehnt. Am 11. Juni sei er dann als
geheilt in das Gefangnis in Diyarbakir eingewiesen
worden. Der Oberwaérter habe eine Verlegung ins
Krankenhaus abgelehnt, weil eine Order zur Verle-
gung nach Batman vorgelegen habe und dies nur
vom Ministerium gestoppt werden koénne. Noch
bevor es dort eine Entscheidung gab, sei sein Man-
dant verstorben. (Quelle: Evrensel vom 22.06.2004)

Selbstverbrennungen in Sincan

Im F-Typ Geféangnis von Sincan (Ankara) steckte
sich Hiseyin Cukurluéz (42) am 21. Juni (Tag 249
seiner Todesfasten-Aktion) und Bekir Baturu am
22. Juni (Tag 250 der Aktion) in Brand. Beide ver-
starben am 23. Juni. Wie verlautete, sollen sie sich
gegen Zwangsernadhrung zur Wehr gesetzt haben
und sich aus Protest dagegen mit Kissen umhllt in
Brand gesteckt haben. Angeblich sei ihre Aktion zu
spat bemerkt worden, weil in ihrer Zelle (fur 3
Personen) keine Kamera installiert war. Nach dem
Tod von B. Baturu und H. Cukurluéz soll sich nur
noch Selami Kurnaz im F-Typ Gefangnis von Te-
kirdag im Todesfasten befinden. Andere Berichte
sprachen davon, dass er vor einiger Zeit ins Kran-
kenhaus verlegt wurde. (Quelle: TIHV vom 24.06.2004)

Bomben in Istanbul und Ankara
Bei 2 Bombenexplosionen in Ankara und Istanbul
kamen am 24. Juni vier Personen ums Leben und
21 Personen wurden verletzt. Um 10.40 Uhr explo-
dierte eine Bombe vor dem Hilton Hotel in An-
kara, wo George W. Bush bei seinem geplanten
Besuch wohnen sollte. Die Bombe wurde rechtzei-
tig bemerkt, aber noch bevor die Experten eintra-
fen, explodierte sie und verletzte zwei Polizisten

und einen Passanten. Es wurde behauptet, dass die
Bombe von der MLKP platziert wurde. Gegen
15.15 Uhr kam es im Stadtteil Capa in Istanbul zu
einer Explosion in einem privaten Linienbus (ge-
nannt: Volksbus). Eine Frau, die nach Auskunft der
Polizei einen Ausweis auf den Namen Behinderns
Catalca bei sich trug, soll die Bombe in den Bus
und zur Explosion gebracht haben. Neben ihr star-
ben Zehra Sahin (40), Kemal Polat (68) und Feride
llgiz (50). Bei den Verletzten handelt es sich um:
Cansu Sahin, Perihan Ercan, Tugay Arici, Eyip
Demir, Erdem Kara, Ayse Ucmaz, Gulnes Dagli,
Zeynep Gokalp, Tuba Karaca, Sabriye Kogyigit,
Fazli Karatas, Ramazan Basak, Erdal Yasar, Izzet
Kiziltas, Oznur Karaca, Songil Kogyigit, Melek
Akyalcin und Recep Bildan. Der Gouverneur von
Istanbul, Muammer Giler sagte nach der Explosi-
on, dass es sich um eine Knallbombe gehandelt
habe, die eigentlich nicht im Bus geziindet werden
sollte. Die Polizei sprach von einem Anschlag der
DHKP/C. (Quelle: Hiirriyet/Milliyet vom 25.06.2004)

Ermittlungen gegen Folterer eingestellt
Am 23. November 2003 nahm die Polizei in Derik
(Mardin) Serhan Aksin, Mehmet Basaran und Bi-
lent Ozcan unter dem Verdacht von bewaffneten
Aktionen fir eine illegale Organisation fest. Sie
wandten sich spéter an den IHD in Mardin und
beschwerten sich, dass sie in der Polizeihaft brutal
ge-schlagen wurden, Elektroschocks erhalten, ihnen
die Hoden gequetscht wurden und sie an den Ar-
men aufgehangt wurden. Serhan Aksin erlitt dabei
einen Nasenbeinbruch. Der Staatsanwalt Huseyin
Kaplan soll die Beiziehung eines Rechtsbeistandes
mit den Worten "hier ist die Republik Derik" abge-
lehnt haben. Der IHD Mardin stellte Strafanzeige
und beantragte eine Untersuchung durch die Ge-
richtsmedizin. Die Geschéadigten wurden aber erst
nach 3 Monaten zum Staatskrankenhaus Mardin
geschickt. Serhan Aksin erhielt eine Bescheinigung
uber 15 Tage Arbeitsunfahigkeit. Bei den anderen 2
Personen waren keine Folterspuren mehr festzustel-
len. Die Staatsanwaltschaft in Mardin schicke die
Akte nach Derik, wo gegen die Polizeibeamten
Nadir Memis, Kurbanali Kaya, Guner Tas, Aydin
Cildir, Huseyin Bozkurt, Vahap Girbiizer, Hiseyin
Petdogan, Zafer Giindlz, Faruk Sapmaz, Uzeyir
Sarikaya und Pehlul Uslu ermittelt wurde. Am 15.
Juni entschied nun der Staatsanwalt Hiseyin Kap-
lan gegen eine Anklage mit der Begriindung, dass
die Beschuldigten nicht misshandelt worden seien.
Der Vorsitzende des IHD Mardin, Hiiseyin Cangir,
protestierte gegen diese Entscheidung, die gefallt
wurde, obwohl die Folteropfer in dem Verfahren
gegen sie (und auch dem IHD Mardin gegentiber)
die erlittene Folter detailliert geschildert hatten, was
der Staatsanwalt jedoch nicht beriicksichtigte. (Quel-
le: Ozgiir Politika vom 21.06.2004)

158 Todesfalle in den Gefangnissen
Der Justizminister Cemil Cicek antwortete auf die
Anfrage des CHP Abgeordneten fir 1zmir, Kemal
Anadol nach Todesopfern in den Geféngnissen.
Demnach sind im Jahre 2003 in den Gefangnissen
der Tirkei 158 Gefangene gestorben; 122 davon
eines natlrlichen Todes, 30 durch Selbstmord und 6
durch Tdétungen. In der Polizeihaft verstarben 5
Personen. Auf eine andere Frage sagte der Justiz-
minister, dass derzeit 33 Personen in Haft seien, die
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als Beruf "Journalist" angegeben haben. (Quelle:
Ozgiir Politika vom 21.06.2004)

Ende der Staatssicherheitsgerichte
Die Staatssicherheitsgerichte (SSG) wurden nach
dem franzgsischen Vorbild aus dem Jahre 1963
(unter Charles De Gaulle) eingerichtet. In Frank-
reich wurden diese Gerichte unter Francois Mitte-
rand im Jahre 1981 abgeschafft. In der Tirkei ka-
men die SSG mit einer Anderung der Verfassung
von 1961 am 15. Mérz 1973 und dem Gesetz 1699
auf die Tagesordnung. Der Artikel 136 der Verfas-
sung wurde um die Einrichtung von SSG erweitert.
Schon im Jahre 1974 legte der Oberstaatsanwalt am
SSG Diyarbakir Einspruch gegen die Beteiligung
von Militérrichtern und Militdrstaatsanwélten an
diesen Gerichten ein, weil diese durch die Hierar-
chie im Militdr bestimmt wurden. Das Verfas-
sungsgericht entschied am 6. Mai 1975, dass das
Sondergesetz zur Einrichtung von SSG (Gesetz Nr.
1773) nicht verfassungskonform sei, weil im Senat
ohne Aussprache direkt dariiber abgestimmt wurde.
Slleyman Demirel und Necmettin Erbakan, die
eine Regierung der Nationalistischen Front gegriin-
det hatten, versuchten das Gesetz erneut durchzu-
setzen, trafen aber auf einen entschiedenen Wider-
stand, der von der Gewerkschaftskonfoderation
DISK angefiihrt wurde. Der September 1976 sah
eine Reihe von Demonstrationen und auch Streiks
gegen das Gesetz, das schlieBlich im Oktober 1976
zuriick-gezogen wurde.

Vier Jahre nach dem Militarputsch vom 12. Sep-
tember 1980 kamen die SSG wieder auf die Tages-
ordnung und zwar mit dem Gesetz Nr. 2845. Die
Verfassung von 1982 verbot es, das Gesetz als
verfassungswidrig anzugreifen. Es bedurfte der
Anerkennung der Rechtssprechung des Europdi-
schen Menschenrechtsgerichtshofes (EMRG), um
die Unabhéngigkeit der SSG in Frage zu stellen.
Bahn-brechend war dabei das Verfahren des An-
waltes Ibrahim Incal. Im Jahre 1992 hatte die
Volkspartei der Arbeit (HEP) in Izmir Flugblatter
hergestellt, die vom SSG Izmir als Straftat bewertet
wurden. Der Vorstand der HEP wurde zu 6 Mona-
ten und 20 Tagen Haft verurteilt. Als Mitglied des
Vorstandes ging Ibrahim Incal vor den EMRG. Hier
wurde darauf erkannt, dass in dem Flugblatt keine
Straftat zu sehen sei und die Beteiligung eines Mili-
tarrichters am SSG als negativer Einfluss auf die
Unparteilichkeit des Gerichtes gewertet. Aber erst
nachdem im Verfahren von Abdullah Ocalan der
EMRG eine Verletzung des Rechts auf ein faires
Gerichtsverfahren sah, wurde durch eine Anderung
im Gesetz die Beteiligung von Angehorigen des
Militars an den SSG beseitigt.

Nach Angaben des Justizministeriums wurden
zwischen 1986 und 2002 insgesamt 214.885 Perso-
nen vor den SSG angeklagt. Von ihnen wurden
82.095 Personen verurteilt, 82.465 Personen fre-
gesprochen. In den anderen Féllen wurde auf
Nichtzustandigkeit erkannt und die Verfahren wur-
den an andere Gerichte verwiesen. (Quelle: Berichte in
“"Birgiin"* vom 22.06.2004)

Fikret llkiz: Nichts andernde
Verédnderungen bei den SSG
Das Parlament hat am 16.06.2004 das Gesetz 5190
verabschiedet. Mit diesem Gesetz wurden Ande-
rungen an der Strafprozessordnung (CMUK) ge-
macht und die Staatssicherheitsgerichte abge-

schafft. Der Artikel 394 CMUK erhielt den Zusatz,
dass der Hohe Rat der Richter und Staatsanwalte
bestimmt, welche Art von Landgerichten (Gerichte,
die Zuchthausstrafen erlassen) an die Stelle der
SSG treten werden und fir welche Gebiete sie zu-
stdndig sein sollen. Es kann ungut sein, dass der Rat
dem entsprechenden Landgericht genau das Gebiet
zuteilt, fur das zuvor das SSG verantwortlich war.
Fur Istanbul wéren das dann die Provinzen von
Istanbul, Balikesir, Bilecik, Bursa, Canakkale, E-
dirne, Kirklareli, Kocaeli, Sakarya, Tekirdag und
Yalova.

Die Gerichte werden auch fir die gleichen Verge-
hen zustdndig sein, fir die bislang die SSG zu-
stdndig waren, ndmlich die §§ 125 bis 139, 146 bis
157, 168, 169, 171 und 172 TSG, sowie die in §
403, Absatz 3 TSG beschriebenen gemeinsamen
Straftaten. Der einzige Unterschied wird sein, dass
die Landgerichte nicht mehr die Vergehen nach §
174 TSG (Freiheitsberaubung) und § 312/2 TSG
(Rassenhass) behandeln werden. Auch Verstoie
gegen das Waffengesetz mit der Nummer 6136
werden nicht mehr in den Zustandigkeitsbereich
dieser Gerichte fallen. Die alten SSG waren auch
fir Vergehen zustdndig, die zur Ausrufung von
einem Ausnahmezustand fiihrten. Das wird bei den
neuen Gerichten ebenso sein. Natirlich sind die
neuen Gerichte auch fur alle Vergehen nach dem
Anti-Terror Gesetz (3713) und dem Gesetz zur
Bekampfung von kriminellen Vereinigungen (4422)
zustandig. Genau wie bei den SSG werden die
neuen Gerichte im Falle von Kriegsrecht die Auf-
gaben von Militargerichten ibernehmen.

Bei der Aufhebung des Artikels 143 aus der Verfas-
sung wurde darauf verwiesen, dass die SSG nicht
den europdischen Normen entsprechen und daher
abgeschafft werden sollen, aber es wurde nicht
gesagt, was an die Stelle treten solle. Die unter-
nommenen Schritte zeigen keine Tendenz, durch
die Abschaffung der SSG europdische Normen
einzufiihren. Die rechtliche Grundlage und Logik
hinter der Griindung der SSG wurde nicht angetas-
tet und es wurde lediglich der Name der Sonderge-
richte geéndert. Die speziellen Landgerichte sind
im Prinzip nichts anderes als die alten SSG. (Quelle:
Bia vom 21.06.2004)

Folterer ausgezeichnet

Nach fast 5 Jahren wurden nun 2 Polizisten und 5
Soldaten wegen Folter und Misshandlung an Veli
Tosun angeklagt. Veli Tosun war am 3. August
1999 in Diyarbakir wegen des Verdachts der Unter-
stiitzung der PKK festgenommen worden. Nachdem
die Gerichtsmedizin Folterspuren feststellte, zeigte
er die Polizisten an. Er beschwerte sich auch gegen
Soldaten, die ihn bei der Einweisung ins Gefangnis
geschlagen hatten. Die Sache ging zwischen dem
Verwaltungsrat der Provinz, dem Verwaltungsge-
richt und der 3. Kammer des Amtsgerichts in Diy-
arbakir hin und her, bis es schlielich zu einer An-
klage kam. Mittlerweile stellte sich heraus, dass die
beiden Polizeibeamten wegen "erfolgreicher Ar-
beit" zwischen dem 22. und 30. Juli (1999) mit
einer Lohnerhéhung und Auszeichnung geehrt
wurden. (Quelle: Radikal vom 24.06.2004)

Menschenrechtsverletzungen
gehen weiter
Nach dem Ende der Uberwachung durch den Euro-
parat am 22.06.2004 haben fiihrende Menschen-
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rechtler davor gewarnt, dies als ein Ende der Men-
schenrechtsverletzungen in der Tirkei darzustellen,
wie es von Teilen der Medien gemacht wurden. Die
Entscheidung, die Tirkei nicht mehr zu (berwa-
chen, wurden in der Versammlung der Parlamenta-
rier mit 141 gegen 8 Stimmen angenommen. Damit
wurde ein Beschluss aus dem Jahre 1996 aufgeho-
ben. Allerdings hat diese Entscheidung des Europa-
rates nichts mit dem mdglichen Beitritt der Tirkei
zur Européischen Union zu tun. Yavuz Onen, Vor-
sitzender der TIHV, sagte, dass nicht ein Beschluss
des Europarates, sondern die Sensibilitat der Of-
fentlichkeit in der Tirkei entscheidend sei. Es wer-
de auch in Zukunft gefragt werden, wie es um die
Menschenrechte in der Tirkei stehe. Auch Hiisnu
Onddl, der Vorsitzende des IHD, machte darauf
aufmerksam, dass in der Resolution des Europara-
tes eine Liste von Forderungen (wie z.B. das Recht
auf Kriegsdienstverweigerung) stehe, die in der
Tirkei noch umgesetzt werden missen. (Quelle: Bia
vom 24.06.2004)

PKK hat sich gespalten
20 Jahre nach Beginn ihres bewaffneten Kampfes
gegen die Turkei hat sich die kurdische Rebellen-
gruppe PKK ("Arbeiterpartei Kurdistans'™) an der
Gewaltfrage gespalten. Aus Protest gegen die Auf-
kiindigung einer funfjahrigen Waffenruhe durch die
Rebellen erklarte eine Fuhrungsgruppe um Osman
Ocalan, den Bruder des inhaftierten PKK-Chefs
Abdullah Ocalan, jetzt ihren Ausstieg aus der Or-
ganisation und grlndete eine neue Gruppierung
namens "Demokratische Friedensinitiative".
In ihrem Grindungsaufruf kritisierte die Initiative,
der auch der frithere PKK-Europachef Kani Yilmaz
angehort, den "Stalinismus" der PKK-Nachfolge-
organisation KONGRA-GEL und protestierte gegen
die Ruckkehr zum bewaffneten Kampf. "Ein demo-
kratisch gesinnter Teil der Fiihrung halt es deshalb
fur notwendig, sich von KONGRA-GEL zu tren-
nen", heifl3t es in der Erklarung. Ziel der neuen Initi-
ative sei ein friedlicher Einsatz fur eine demokrati-
sche Ldsung der Kurdenfrage.
Mit Ruckkehr zum bewaffneten Kampf bringe
KONGRA-GEL "wieder Tod, Schmerz und Tré-
nen™ Uber die Kurden und mache angesichts des
laufenden Demokratisierungsprozesses in der Tir-
kei die Aussichten auf eine Verbesserung ihrer
Lage zunichte, erklarten die Dissidenten, die sich
nach heftigen Fligelkampfen aus den PKK-Lagern
in den nordirakischen Kandil-Bergen absetzten und
in der von der US-Armee kontrollierten Grol3stadt
Mosul sammelten.
Mit der Neugriindung wollen sie nach eigenem
Bekunden auch den Aufbau einer Demokratie im
Irak fordern; unter anderem unterstiitze ihre "De-
mokratische Friedensinitiative” den Plan der USA
fur eine Demokratisierung des Nahen Ostens und
den Kampf gegen Terrorismus, erkléarten die An-
h&nger um Osman Ocalan.
Die PKK hatte in ihrer neuesten Inkarnation als
KONGRA-GEL vor vier Wochen die Waffenruhe
aufgekundigt, die ihre Guerilla-Einheiten seit der
Gefangennahme von Abdullah Ocalan und ihrem
Abzug aus der Turkei vor funf Jahren eingehalten
hatten. Seither brechen im Sudosten der Tirkei
immer wieder Gefechte zwischen den Rebellen und
der tirkischen Arme aus, bei denen bereits Dutzen-
de Menschen getotet wurden.
Der Riickkehr zur Gewalt war ein erbitterter Fiih-
rungskampf in der PKK vorangegangen, bei dem

Osman Ocalan und seine Gesinnungsgenossen vor
drei Monaten den Hardlinern unterlagen und dar-
aufhin fliehen mussten. Wo PKK-Chef Abdullah
Ocalan in der Auseinandersetzung steht, ist wegen
seiner Einzelhaft auf einer turkischen Gefangnisin-
sel nicht ganz klar; vereinzelte AuRerungen gegen-
tiber seinen Anwalten lassen aber darauf schliefl3en,
dass er auf der Seite der Hardliner steht. (Quelle:
Wiener Zeitung, 25. Juni 2004)

»Auch ich wurde gefoltert”
Seitdem es offentlich ist, dass der Leibwdchter des
tirkischen Premierministers Tayyip Erdogan ein
beforderter Folterer ist, kommen von allen Seiten
Reaktionen. Neben den Reaktionen und Protesten
beginnen auch Menschen, die von Maksut Karal
héchstpersonlich gefoltert wurden, Gber ihre Erleb-
nisse zu berichten.
SchlieRlich verdffentlichte das Halkinsesi TV ve
Radyo ein Erlebnisbericht des Rechtsanwalts Murat
Demir, der ebenfalls von Maksut Karal gefoltert
wurde.
Der Rechtsanwalt Murat Demir berichtet:
,Als ich in Ankara als Anwalt tatig gewesen bin,
hat mich dieser Folterpolizist im Jahr 1994 gefol-
tert, nachdem ich am 28. September 1994 fest-
genommen wurde und mich 13 Tage in Gewahrsam
auf dem Polizeiprasidium von Ankara befand.
Obwohl ich die Folter zu dem Zeitpunkt in vielen
Protokollen festgehalten habe, hat die Staatsanwalt-
schaft des Staatssicherheitsgerichts von Ankara von
einer Untersuchung abgesehen.
Von der Folter dieses Henkers, der mit dem Deck-
namen ,Der Schone’ gerufen wurde, hat wahr-
scheinlich jeder, die /der in diesen Jahren in Ankara
in Gewahrsam genommen worden ist, eine Kost-
probe erhalten dirfen. Als ein Anwalt kann ich
bestatigen, dass in dieser Zeit in allen Folterberich-
ten meiner Klientlnnen, die in Gewahrsam genom-
men wurden, den Namen ‘Der Schone’ aufgetaucht
ist.
Kenan Bilgin, der wahrend meiner Festhahme und
Folter festgenommen wurde und wegen einer Ope-
ration gegen die TDKP einsal3, befand sich in mei-
ner Nachbarzelle und war aufgrund von Folter in
einem sehr schlechten Zustand. Er sprach mit nie-
mandem und stdhnte die ganze Zeit. Als er erfuhr,
dass ich Anwalt bin und auch gefoltert wurde,
nannte er mir seinen Namen und erzahlte mir von
sich.

Diese Person lieRen sie verschwinden

Der Prozess hinsichtlich seines Verschwindens
dauert vor dem européaischen Menschengerichtshof
an. Wegen seines Verschwindens muss Maksut
Karal gefragt werden. Denn am selben Tag, d.h. am
Tag des Verschwindens von Kenan Bilgin (denn es
war offensichtlich, dass sich etwas AuRerordentli-
ches Abspielte) befand sich Maksut Karal im Poli-
zeiprasidium von Ankara. (Quelle: Tayad, 25. 06.04)

Bemerkung: Was ist das fiir eine Unbekiimmertheit,
dass sich diese Person der Offentlichkeit préasentie-
ren kann. Jedoch passiert derartiges h&ufiger in der
Tdurkei. Ich kann Ihnen Dutzende Beispiele nennen.
Mehmet Agar stieg als Folterer bis ins Ministerium
auf, nun ist er VVorsitzender einer Partei.

Dutzende sind oder befanden sich in Stellungen im
Ministerium, in Polizeiprasidien oder sind Gouver-
neure...
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Jede und jeder soll diese Liigen, diese Doppelmoral
und Wirdelosigkeit erfahren und kennenlernen.
MURAT DEMIR

Neuigkeiten im Fall Mehmet Desde
Der deutsche Staatshirger Mehmet Desde wurde
am 9. Juli 2002 in der N&he von Izmir festgenom-
men und nach vier Tagen Polizeihaft aufgrund von
erfolterten Aussagen mit neun weiteren Personen
wegen Mitgliedschaft und Unterstiitzung einer
illegalen Organisation vor dem SSG Izmir ange-
klagt. Er wurde im laufenden Verfahren am 21.
Januar 2003 aus der Haft entlassen, aber das Ge-
richt erlie ein Ausreiseverbot, so dass er nun seit
fast 2 Jahren nicht mehr nach Deutschland ausrei-
sen darf. Am 24.07.2003 verurteilte das SSG lzmir
ihn unter Artikel 7 des Anti-Terror Gesetzes zu 50
Monaten Haft. Vier Mitangeklagte wurden eben-
falls zu 50 Monaten Haft verurteilt. Unter ihnen ist
der Journalist Mehmet Bakir, der in Berlin lebt und
ebenfalls nicht das Land verlassen darf. Drei Ange-
klagte wurden wegen Unterstiitzung der Bolsche-
wistischen Partei Nordkurdistan-Tirkei (BP/KK-T)
zu 10 Monaten Haft verurteilt. 2 Angeklagte wur-
den freigesprochen.

Die Revision

Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt. Am 3.
Marz und 7. April 2004 beschaftigte sich die 9.
Kammer des Kassationsgerichtshofs mit dem Ur-
teil. Inzwischen liegt das begriindete Urteil vor, mit
dem der Kassationsgerichtshof das Urteil aus
grundsdtzlichen Erwégungen heraus aufgehoben
hat. Das obere Gericht mdchte vor allem Anderun-
gen im Anti-Terror Gesetz (ATG) beriicksichtigt
haben. Der Artikel 1 wurde mit dem Gesetz Nr.
4928 vom 15.07.2003 und Artikel 7/2 wurde mit
dem Gesetz 4963 vom 30.07.2003 geadndert. Nach
der Definition von Terror im Artikel 1 des ATG ist
es nun Voraussetzung, dass Methoden wie Ein-
schiichterung oder Drohungen angewendet werden,
um illegale Vereinigungen zu terroristischen Orga-
nisationen werden zu lassen. Der Artikel 7/2 wurde
in Bezug auf Propaganda fir terroristische Organi-
sation um die Bedingung erweitert, dass die Propa-
ganda einen Aufruf zu terroristischen Taten bein-
halten muss, um strafbar zu sein. Das SSG Izmir
hat die erste Verhandlung fir die Revision auf den
25. September 2004 angesetzt. Es ist jedoch frag-
lich, ob in der Tat vor dem SSG Izmir verhandelt
wird, denn aufgrund einer Verfassungsanderung im
Mai 2004 und dem Gesetz 5190, das am 16. Juni
2004 im Parlament verabschiedet wurde, sollen in
Zukunft Landgerichte (Gerichte fur Zuchthausstra-
fen) an die Stelle der Staatssicherheitsgerichte tre-
ten. Fachleute haben unterdessen darauf hingewie-
sen, dass sich lediglich die Bezeichnung fir die
Gerichte gedndert hat. Fir Mehmet Desde und
Mehmet Bakir kénnte die momentane Rechtsunsi-
cherheit eine andere Folge haben. Bis zu einer KI&-
rung der Zustidndigkeit der Gerichte kdnnen sie
kaum damit rechnen, dass die Ausreiseverbote
aufgehoben werden. (Quelle: DTF, 25.06.2004)

Das Verfahren gegen die Folterer
Am 9. Juni 2004 fand die 9. Verhandlung gegen
Muhtesem Cavusoglu (seinerzeit Leiter der Anti-
Terror Abteilung im Polizeipréasidium von Bozyaka
und nun stellvertretender Polizeichef in Aydin) und
die Polizeibeamten Mesut Angi, Alim Ercetin und
Hurriyet Gundiiz vor der 7. Kammer des Landge-

richts in Izmir statt. Mehmet Desde war auf Anord-
nung des Gerichtes am 10. Mai 2004 nach Istanbul
gefahren, um sich bei dem 2. Expertenausschuss
der Gerichtsmedizin auf Folgen der Folter untersu-
chen zu lassen. In der Verhandlung stellte das Ge-
richt fest, dass der Bericht des Ausschusses noch
nicht eingetroffen war und vertagte sich auf den 8.
Juli 2004.

Fur den weiteren Hintergrund zum Verfahren siehe
www.tuerkeiforum.net\extra\desde.html Einzelhei-
ten zum Verfahren gegen die Folterer ist zu finden
unter www.tuerkeiforum.net\extra\desde01.html

Erklarung des IMK e.V. zur Beendigung des
Uberwachungsverfahrens des EP
Die Parlamentarische Versammlung des Europara-
tes hat am 22.06.2004 nach einer Debatte (iber den
Bericht der Berichterstatterin Frau Mady Delvaux-
Stehres das vom Europarat 1996 eingeleitete Uber-
wachungsverfahren (Monitoring) in der Tirkei
beendet.
Die Parlamentarische Versammlung ,,begrii3t dabei
die demokratischen Fortschritte der jetzigen tirki-
schen Regierung, insbesondere die Abschaffung der
Todesstrafe, der Staatssicherheitsgerichte und den
verringerten Einfluss des Militars hervor. Sie lobt
weiterhin die Starkung der Presse- und Meinungs-
freiheit sowie die Einfuhrung von kurdisch-
sprachigen Radio- und Fernsehsendungen in der
Turkei.”
Sie kritisiert gleichzeitig, dass in der Turkei weiter-
hin Folter gibt, dass es noch Mangel an Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Minderheiten gabe.
Die Behauptung ,,der EinfluR der Militdrs hétte sich
verringert” entspricht nicht der Realitét.
Das Bestehen der militdrischen Organisation
EMASYA und die Erklarungen der turkischen
Generéle in den letzten Wochen machen weiterhin
ihren EinfluB auf die Politik der Turkei deutlich.
Die Berichterstatterin Frau Delvaux- sollte beim
Verfassen lhres Tirkei-Berichtes starkeres Augen-
merk auf die Berichte von Amnesty International,
der Menschenrechtsstiftung (TIHV) und des Men-
schenrechtsvereins der Tirkei (IHD) richten.
Auch die heutige Regierung in Ankara hat keine
Absicht sich von der 80-jéhrigen saatlichen Kur-
den- und Minderheitenpolitik zu verabschieden und
wirksame Schritte zur Losung des Kurdenkonfliktes
zu unternehmen. lhre Politik basiert weiterhin auf
Assimilierung von ca. 20 Millionen Kurden und der
religidsen sowie ethnischen Minderheiten in der
Turkei. Die Drohungen vom Ministerprasidenten
Erdovan und des Justizministers Cicek In den letz-
ten Tagen macht diese bisher betriebene Politik
deutlich. Beide drohen insbesondere den kurdischen
Politikerinnen und Politikern, die eine offizielle
Anerkennung der kurdischen ldentitit fordern mit
Gewaltanwendung (Devletin Sopasi).
Auch die Kommentatorinnen der meisten turki-
schen Medien stellen sich hinter der bisherigen
Regierungspolitik und verlangen von Kurdinnen zu
schweigen und fordern ihre Assimilierung.
Die bisher eingefiihrten muttersprachlichen Sen-
dungen lediglich im staatlichen Radio- und Fern-
sehanstalt TRT ist ein Hohn gegeniiber ein viertel
der Bevolkerung der Turkei. Dass diese Sendungen
die kurdische Bevoélkerung nicht im geringsten
Masse befriedigen, mussten nach Beginn der Sen-
dung in TRT auch die tlirkischen Medien zugeben.
Genauso ist mit den kurdischsprachigen Kursen.
Bisher sind unter groBten burokratischen Schwie-
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rigkeiten in drei Orten ein Kurdischsprachiger Kurs
genehmigt worden. Kurdische Kinder und Jugend-
liche haben keine Change diese Kurse zu besuchen,
weil diese Kurse wahrend der Schulzeit und an den
Wochenenden durchgefiihrt werden missen.

Auch die heutige Regierung versucht die internati-
onalen Institutionen hinters Licht zu fihren.

Wenn die Parlamentarische Versammlung des Eu-
roparates von den Fortschritten in der Turkei tber-
zeugt ist und deswegen das Uberwachungsverfah-
ren beendet, warum fordert sie von der Tirkei nicht
die Unterzeichnung bzw. Ratifizierung von interna-
tionalen Konventionen wie die Konvention zum
Schutz des Kindes und die Konvention zum
Schutz der Minderheiten?

Die Tirkei weigert sich bisher beharrlich die beiden
Konventionen zu ratifizieren, weil sie nicht bereit
ist, die Identitét der kurdischen Nation in der Tirkei
offiziell anzuerkennen und damit ihnen ihre kollek-
tiven Rechte zuzugestehen.

Die Turkei ist weiterhin nicht bereit die Religions-
freiheit fir alle Burgerinnen und Birgern einzufiih-
ren.

Daher protestieren wir den Beschluss der Parlamen-
tarischen Versammlung des Europarates das Uber-
wachungsverfahren aufzuheben.

Wir fordern vom Europarat und anderen europdi-
schen Institutionen auf die Turkei einzuwirken,
wirksame Schritte zur Ldsung des Kurdenkonfliktes
und der Minderheitenproblematik einzuleiten.

(IMK e.V., Bonn, 25. Juni 2004)

Ankara verstield gegen Menschenrechte
Straburg (dpa) - Mit den Vertreibungen aus dem
Stidosten des Landes hat die Turkei in den neunzi-
ger Jahren gegen die Menschenrechte verstof3en.
Der Europdische Gerichtshof fiir Menschenrechte
gab in StraBburg 15 Kldgern Recht, die im Zusam-
menhang mit dem Kampf Ankaras gegen die verbo-
tene kurdische Arbeiterpartei PKK im Oktober
1994 aus ihrem Wohnort Boydas vertrieben worden
sind. Damit habe die Turkei gegen die Artikel 1
(Recht auf Eigentum) und 8 (Recht auf Schutz des
Privatlebens) der Menschenrechtskonvention ver-
stoRen, urteilten die Richter. Nach dem Urteil kénn-
ten auf die Turkei hohe Schadensforderungen zu-
kommen. In Straburg sind 1500 &hnliche Klagen
anhéngig. (Quelle: Stiddeutsche Zeitung, 30.06.2004)

Urteil des Europdischen
Menschenrechtsgerichtshofs
Der Europdische Gerichtshof fir Menschenrechte
in Strassburg hat das Verbot des Tragens von Kopf-
tiichern in 6ffentlichen Gebéduden, so auch an turki-
schen Universitaten, grundsétzlich fur rechtméagig
erklart. Das Verbot stelle weder einen Verstold
gegen Artikel 9 der Européischen Menschenrechts-
konvention, der die Grundrechte der Religions- und
Meinungsfreiheit regelt, noch eine Diskriminierung
dar, entschied das siebenkopfige Strassburger Rich-
terkollegium. Indem die Richter auf die in der tur-
kischen Verfassung verankerte strikte Trennung
von Staat und Kirche verwiesen, erklérten sie die
Klagen von zwei Studentinnen gegen die Regierung
in Ankara fiir unbegriindet. Die 29 und 31 Jahre al-
ten Frauen hatten in Istanbul und lzmir Medizin
studiert. Sie waren von Vorlesungen und Priifungen
ausgeschlossen worden, weil sie sich weigerten, ihr
islamisches Kopftuch abzulegen. Rechtsexperten
sehen in diesem Urteil keine gleichzeitige Bestéti-
gung fir das Kopftuchverbot in einigen EU-

Landern, wo die Zurschaustellung religiéser Sym-
bole nicht generell untersagt ist. (Quelle: uth.30.06. 04i)

Folter an Dorfbewohnern

Das Landgericht in Burdur sprach am 2. Juli das
Urteil in dem Verfahren gegen 8 Gendarmen, denen
Folter an Tahir Yildiz, Ismail Yinci, Salih Duran,
Salih Yunci, Erol Kirci, Ali Macit, Ali Gokpinar,
Yunus Girbiz, Nurettin Aydin, Tahsin Horzum,
Orhan Kaymakgi, Ramazan Danaci, Ragip Uysal,
Ramazan Karaaslan, Abdullah Parlar, Ayar Cakir
und Hasan Ayyildiz aus Dérfern des Kreises Bucak
(Provinz Burdur) und Dinar (Provinz Afyon) im
Marz 2000 zur Last gelegt wurde. Der Komman-
dant der Gendarmeriestation in Bucak, Hikmet
Batur wurde wegen Folter (8 243 TSG) und der
Tatsache, dass er den Verhafteten Rechtsbeistand
verweigerte, zu einer Freiheitsstrafe von 6 Jahren
verurteilt. Der Leutnant Mustafa Tirk6z wurde zu
einer Haftstrafe von 2 Jahren verurteilt. Die Unter-
offiziere Seref Goztepe, Stleyman Alagdz, Ali Ulvi
Celik und Erkan lzglingdr wurden freigesprochen.
Das Verfahren gegen den Unteroffizier Yusuf Ho-
kelekoglu wurde eingestellt, weil er im Januar 2003
Selbstmord begangen hatte. Im Verfahren war ein
Aziz Turan angeklagt, der der Intelligenz der Gen-
darmerie angehoren sollte. Sein Verfahren wurde
abgetrennt, weil in der Akte des Uberlaufers der
PKK Abdilkadir Aygan wichtige Informationen
sein sollen. Diese Akte wurde jedoch nicht aufge-
funden. (Quelle: Ozgiir Giindem, 03.07.04 )

Freispruche in Diyarbakir

Die 1. Kammer des Amtsgerichts in Diyarbakir hat
Selahattin Demirtas, Vorsitzender der Zweigstelle
des IHD, Necdet Atalay von der Kammer der Ma-
schineningenieure, Emir Ali Simsek von SES, Ali
Oncll von Tes-Is, und Biilent Kaya von BES von
einem Vorwurf unter 8 312 TSG freigesprochen.
Das Verfahren war wegen Reden in Kurdisch auf
der Frieden und Demokratie Kundgebung vom 21.
Juni eroffnet worden. Die gleiche Kammer sprach
auch Cabbar Leygara, ehemaliger Blrgermeister
von Baglar, frei. Er war angeklagt worden, weil er
am 27.10.2003 der Polizei nicht erlaubt hatte, einer
Veranstaltung beizuwohnen. In beiden Féllen stiitz-
te sich das Gericht auf die Européische Menschen-
rechtskonvention. (Quelle: Ozgiir Giindem, 09.07.04)

Siryani treffen sich in Adiyaman

Am 29. Juni haben sich Siryanis (syrisch-
orthodoxe Christen) aus Deutschland, den Nieder-
landen, Frankreich, Istanbul, Ankara und anderen
Stadten der Turkei in Adiyaman versammelt, um
am Gottesdienst in der Petrus und Paul Kirche teil-
zunehmen. Der Gottesdienst wurde vom Metropoli-
ten Yusuf Cetin geleitet. Nach dem Gottesdienst
ging die Gemeinde in den Stadtteil Musalla, in dem
sie zuvor gelebt hatten und besuchten einige Fami-
lien, die vor ca. 30 Jahren ihre Nachbarn waren.
(Quelle: Bia, 06.07.04)

Ereignisse in Van
Der Vater des im Zusammenhang mit einer Opera-
tion gegen Schmuggler in Van festgenommenen
Hamit Bayram, Mustafa Bayram, hat eine lange
Liste von Verbrechen auf seinem Konto. Er hat eine
Zeitlang wegen Drogenhandels in Haft gesessen.
Die Anklage gegen ihn, eine Akte wegen Mordes
aus dem Gerichtsgebdude in Van gestohlen zu ha-
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ben, wurde fallen gelassen, als sich einer der seiner
Leute zu der Straftat bekannt. Mustafa Bayram
wurde 1995 Abgeordneter fir die ANAP. Im Jahre
1999 erlangte er einen Sitz fir die FP. Sein Name
wird insbesondere im Zusammenhang mit Drogen-
handel genannt. 1979 wurden dabei 8,8 kg Heroin
beschlagnahmt. Im Jahre 1986 waren es 20 kg He-
roin, die in Istanbul sichergestellt wurden. Im Jahre
1990 soll er einen Uberfall auf das Gerichtsgebdude
in Istanbul angeordnet haben und im Jahre 1997
war er in den Mord an zwei Personen aus der Bro-
ki-Sippe verwickelt.

(10.07.) Es hat sich herausgestellt, dass Hamit Bay-
ram nicht in Haft ist. Er war angeblich am Mitt-
woch mit 8,5 Gramm Heroin festgenommen wor-
den, die er der als Kadufer auftretenden Polizei als
"Muster" anbot. Die Polizei wartete dann auf die
Leute von Bayram, die das Heroin bringen sollten.
Er aber informierte sie Ubers Handy und es kamen
25-30 Personen, die die Polizeibeamten tGberwaltig-
ten. Inzwischen sollen sich 7 Personen gestellt
haben, aber obwohl Mustafa Bayram versprochen
hatte, seinen Sohn auszuliefern, ist dies bislang
nicht geschehen. Hikmet Tan, der Gouverneur von
Van, gab daraufhin bekannt, dass er den Vater und
den Bruder festnehmen lassen werde, wenn Hikmet
Bayram sich nicht stelle. (Quelle: Radikal, 09./10.07.04 )

Bericht der OMCT

Die Weltorganisation gegen die Folter (OMCT) hat
am 7. Juli einen Bericht zu Gewalt gegen Frauen im
Jahre 2003 herausgegeben. Unter den 10 Beispiel-
landern war auch die Turkei. Dem Bericht zufolge
verlieren jedes Jahr 200 Frauen in der Turkei ihr
Leben aufgrund von "Ehrenmorden”. Es wurde
festgestellt, dass Vergewaltigungen in Kamerun,
Brasilien und der Tirkei dann kein Verbrechen
darstellen, wenn die Opfer die Tater heiraten. Ins-
besondere politische Frauen und unter ihnen wie-
derum Kurdinnen sind einem besonderen Risiko
von sexueller Folter ausgesetzt, heil3t es in dem
Bericht mit einer Anzahl von beispielhaften Féllen.
(Quelle: Ozgirr Politika, 09.07.04 )

Berichte von Zweigstellen des IHD

Die Zweigstellen des IHD in Bingdl und Van haben
Berichte Uber Menschenrechtsverletzungen in den
ersten 6 Monaten des Jahres 2004 herausgegeben.
Ridvan Kizgin, der IHD Vorsitzende in Bingdl,
sagte, dass die relative Abnahme an Menschen-
rechtsverletzungen auf die Auswirkungen der Re-
pressalien im Jahre 2003 zurilickzuftihren seien.
Kaum eine Organisation wage es noch, Veranstal-
tungen zu organisieren. Er betonte aber auch, dass
es einen Anstieg von VerstdBen im Bereich des
Recht auf Leben gegeben habe. Vier Personen seien
bei Gefechten ums Leben gekommen und zwei
Personen verloren ihr Leben aufgrund von Minen-
explosionen. Hinzu kdmen zwei zweifelhafte To-
desfélle. Foltervorwirfe seien von 11 Personen
beim IHD eingereicht worden.
Der IHD in Van gab fir den Monat Juni bekannt,
dass zwei Personen bei Gefechten ums Leben ka-
men und funf Personen gefoltert wurden. (Quelle:
Ozgir Politika, 10.07.04)

Drohende Folter und Misshandlung
Syrien: Der gewaltlose politische Gefangene Mu-
hammad J. Quban, ein ehemaliges fuhrendes Mit-
glied der verbotenen Demokratischen Ba’th-Partei,

wird ohne Kontakt zur AuBenwelt an einem unbe-
kannten Ort festgehalten, wo er in Gefahr ist, miss-
handelt oder gefoltert zu werden. Er wurde im
Rahmen des Vorgehens der Regierung gegen das
Recht auf freie MeinungséufRerung und Vereini-
gungsfreiheit innerhalb eines kurzen Zeitraums von
zwei verschiedenen Abteilungen der Sicherheits-
krafte festgenommen.

Muhammad Jum’ah Quban war zunachst am 11.
Mai 2004 von Angehdrigen der Abteilung fir Poli-
tische Sicherheit festgenommen worden, nachdem
er mit Fa’iq al-Mira, einem flhrenden Mitglied der
».Kommunistischen Partei — Politisches Buro“,
telefoniert haben soll. Berichten zufolge wurde er
unter Anklage gestellt, Publikationen zu besitzen,
die ,,Zwietracht ... unter der Bevdlkerung schiiren®.
Ein Militargericht verurteilte ihn zu einer Haftstra-
fe, die der bereits in Untersuchungshaft verbrachten
Zeit entsprach, und ordnete seine Freilassung an.
Als Muhammad J. Quban gerade freigelassen wer-
den sollte, nahmen ihn Angehérige der militéri-
schen Sicherheitsabteilung erneut fest und brachten
ihn an einen unbekannten Ort. Seine erneute Fest-
nahme koénnte mit seiner mutmalilichen Beteiligung
an politischen Aktivitditen und dem Besitz von
verbotenen Publikationen oppositioneller Gruppen
in  Zusammenhang stehen. Muhammad Jum’ah
Quban hat wegen seiner politischen Aktivitaten als
Mitglied der Demokratischen Ba’th-Partei bereits
16 Jahre in Haft verbracht. (Informationen www.ai.de)

Mit Vorbehalt gegen Folter

Syrien ist der Anti-Folter-Konvention der UNO un-
ter Vorbehalten beigetreten. Wie am Sonntag in Da-
maskus amtlich mitgeteilt wurde, erkennt ein am
Donnerstag erlassenes entsprechendes Dekret von
Staatsprasident Baschar al-Assad das in Artikel 20
der Konvention erwdhnte Komitee nicht an. Das
Komitee soll die Einhaltung der Anti-Folter-Kon-
vention seitens der Unterzeichnerstaaten kontrollie-
ren. Der syrische Anwalt und Menschenrechtler
Anwar Bunni erklarte, die Unterzeichnung der
Konvention sei angesichts der gleichzeitigen Vor-
behalte der Versuch, die Wirklichkeit in Syrien zu
vertuschen. Auch gemal der syrischen Verfassung
und den Gesetzen sei Folter verboten. Doch sie
werde dessen ungeachtet regelméBig praktiziert.
Beweis dafiir seien die jingsten Félle von Folter
mit Todesfolge in syrischen Gefangnissen. Im Zu-
sammenhang mit den Ubergriffen auf die kurdische
Bevolkerung in Syrien im Mérz und April hatten
Kurdenorganisationen berichtet, dass zahlreiche
junge Kurden zu Tode gefoltert worden seien. (Quel-
le: taz Nr. 7401 vom 6.7.2004)

) Saddam vor Richtern Iraks

Uber sechs Monate nach seiner Gefangennahme
steht der friihere irakische Diktator Saddam Hus-
sein an diesem Donnerstag erstmals vor einem
irakischen Richter. Am Mittwoch hatten die USA
ihn der irakischen Justiz Ubergeben.
Vize-Regierungssprecher A. el Rifaie sagte am
Mittwoch, am kommenden Tag werde Saddam die
Anklageschrift verlesen: "Damit ist dann das Ver-
fahren gegen ihn erdffnet.” Zum Prozess selbst wird
es aber laut Ubergangspremier Allawi wegen der
aufwandigen Vorbereitungen erst in einigen Mona-
ten kommen. Er soll live im Fernsehen Gbertragen
werden. Saddam blieb aus Sicherheitsgriinden zu-
néchst in US-Gewahrsam.

IMK - Menschenrechtsinformationsdienst Nr. 224-225 10


http://www.ai.de/

Der Vorsitzende des irakischen Sondertribunals fur
die Aufarbeitung der Regimeverbrechen, Salem
Chalabi, und ein irakischer Richter teilten Saddam
in seiner Zelle mit, dass er nun ein Untersuchungs-
haftling und nicht langer ein Kriegsgefangener sei.
Zusammen mit Saddam wurden elf fiihrende Mit-
glieder seines Regimes der irakischen Justiz Gber-
stellt. Unter ihnen sind der friihere Vizeprasident
Taha Jassin Ramadan, der friihere Vize-Minister-
prasident Tarik Aziz, zwei Halbbriider Saddam
Husseins sowie der als "Chemie-Ali" beriichtigte
Ali Hassan al Madschid.

Ubergangsprasident G. el Jawer kiindigte die Wie-
dereinfuhrung der Todesstrafe an, die von der US-
Besatzungsmacht ausgesetzt worden war. Damit
kdnnte auch Saddam zum Tode verurteilt werden.
Kinftig solle die Verhdngung der Todesstrafe auf
vier Verbrechen beschrankt werden: Entfiihrung,
Mord, Vergewaltigung, Entfihrung und Gefahr-
dung der Sicherheit des Staates.

Der Europdische Gerichtshof fir Menschenrechte
hat eine von Saddam geforderte einstweilige Verfu-
gung gegen seine Auslieferung an die Ubergangs-
regierung abgelehnt. Husseins Anwadlte hatten das
Gericht aufgefordert, GroRbritannien “zu verbieten,
die Auslieferung ihres Mandanten zu unterstiitzen
oder passiv zu ermdglichen, solange die irakische
Ubergangsregierung nicht versichert, dass der Kla-
ger nicht zu einer Todesstrafe verurteilt wird". Die
Anwalte beriefen sich auf die von London gezeich-
net Europdische Menschenrechtskonvention und ein
Zusatzprotokoll, das die Todesstrafe untersagt. Das
Gericht hielt dagegen, die Verantwortung eines
Mitglieds der Koalitionskrafte in Irak fur die Aus-
lieferung Saddams sei nicht erkennbar.

(Quelle: FR, 01.07.04)

Auch Husseins Helfern werden zahlreiche
Verbrechen zur Last gelegt

Neben Ex-Machthaber Saddam Hussein sind elf
seiner Gefolgsleute seit Mittwoch in den Héanden
der irakischen Justiz:

Taha Jasin Ramadan: Der ehemalige Vizeprasident
soll besonders fiir Kriegsverbrechen wahrend der

Besetzung Kuwaits und fir die Niederschlagung
eines Schiiten-Aufstands 1991 verantwortlich sein.
Tarik Asis, Ex-Vize-Regierungschef, friher Au-
Renminister: Dem ,, Chefunterhandler" werden Ver-
brechen gegen Iran, Kuwait und das eigene Volk
vorgehalten.

Ali Hassan al-Madschid, zuletzt Kommandeur im
Sudirak: Der Cousin und Berater Saddams erhielt
den Beinamen , ,Chemie-Ali", weil ihm der Einsatz
von Giftgas 1988 und der Tod Tausender Kurden
angelastet wird.

Barsan lbrahim Hasan, Chef des Geheimdienstes
(Muchabarat): Der Halbbruder Saddams soll fir
Folter und Tod von Tausenden Oppositionellen ver-
antwortlich sein.

Asis Salih al-Numan, Ex-Gouverneur von Kerbela
und Regionalchef der Baath-Partei: Er soll als Gou-
verneur im besetzten Kuwait Grausamkeiten an der
Bevolkerung begangen haben.

Watban Ibrahim Hasan, friherer Innenminister,
Halbbruder und Berater Saddams: Er soll an der
Niederschlagung der Aufstande von 1991 beteiligt
gewesen sein.

Mohammed Hamsa al-Subaidi, Ex-Vize-Regie-
rungschef und Mitglied des Revolutionsrates: Er
hatte angeblich eine fiihrende Rolle bei der Nieder-
schlagung der schiitische Rebellen 1991.

Abid Hamid Mahmud, Saddams Privatsekretér,
Sicherheitsberater und wichtigster Vertrauter: Er
kontrollierte die Durchsetzung aller Befehle des Ex-
Diktators.

Kamal Mustafa Abdullah, Ex-Chef der Republika-
nischen Garden: Gegen ihn sind konkrete Anschul-
digungen bislang nicht bekannt.

Sultan Haschim Ahmed al-Tai, Verteidigungsmi-
nister: Seine Tochter war mit Saddams Sohn Kusai
verheiratet. Konkrete Vorwirfe gegen ihn gibt es
bislang ebenfalls nicht.

Sabir Abdel Asis al-Duri: Er war 1991 Chef des mi-
litdrischen Geheimdienstes, zeitweilig auch Gou-
verneur von Bagdad und Kerbela: Uber ihn ist we-
nig bekannt, er stand nicht auf der US-Liste der
Meistgesuchten. (Quelle: (dpa), SZ, 01.07.2004)

Wie zuvor - auch diesmal - mdchten wir an Sie appellieren, uns mitzuteilen falls Sie eine e-mail-
Adresse haben, denn der Versand tber e-mail ist kostenguinstiger und schneller.

Wir méchten Sie gleichzeitig auf unsere web-Seiten in Deutsch und Englisch hinweisen, die interessante Beitra-
ge enthalten. Diese Beitrdge tragen nicht unbedingt unsere Meinung, sondern geben die aktuell fir unser The-
mengebiet interessanten Diskussionen wieder. Besuchen Sie doch einmal www.kurden.de.
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Neue Dokumentation: Trauma und Therapie

Erfahrungen in der psychosozialen Arbeit mit Uberlebenden von Krieg und Gewalt
Mit Beitragen von: Knut Rauchfuss, Imihan Zorlu, Hamidiye Unal, Jutta Bierwirth, Cinur Ghaderi, Karin Grie-
se, Dr. med. Hubertus Adam, Dr. med. Joachim Walter, Salah Ahmad, Joachim Sobotta und Johannes Diichting
Das Internationale Zentrum fiir Menschenrechte der Kurden und die Medizinische Fliichtlingshilfe haben in den
Jahren 2002 und 2003 eine Reihe von Fortbildungsveranstaltungen fir Mitarbeiterinnen und Kolleglnnen in der
Arbeit mit Kriegs- und Gewaltopfern sowie fur andere beruflich motivierte Interessentinnen durchgefihrt.
Im Rahmen der Fortbildungsreihe stellten Expertinnen aus unterschiedlichen Feldern der psychosozialen Arbeit
ihre Erfahrungen im Umgang mit Opfern von Krieg und staatlicher Gewalt vor und referierten Uber Entste-
hungsbedingungen von Traumata, Therapiemethoden sowie (ber die vielschichtigen gesellschaftlichen Hinder-
nisse in der Arbeit mit Betroffenen.
Ein Teil der Vortrage dieser Fortbildungsreihe, erganzt um eigene Beitrdge der Herausgeberlnnen, haben zu
diesem Buch gefiihrt. Es soll dazu beitragen, die Diskussion um Methoden und Ziele psychosozialer Arbeit mit
Uberlebenden von Krieg und Folter fortzufiihren.
ISBN 3-933881-19-6
Zu beziehen Uber IMK e.V., Preis: 21,-- Euro (incl. Versandkosten)

"Mord im Namen der Ehre"
Entwicklung und Hintergriinde von "Ehrenmorden" — eine in Kurdistan verbreitete Form der
Gewalt gegen Frauen

Eine besonders verabscheuenswirdige Form der Gewalt gegen Frauen sind die "Morde im Namen der Ehre," die
bis heute im Nahen Osten und vor allem auch in Kurdistan Ublich sind, ja sogar in den letzten Jahren haufiger
geworden zu sein scheinen. Immer wieder werden dort Frauen ermordet, nur weil sie in Konflikt mit den rigiden
herrschenden Moralvorstellungen geraten sind.

Was sind die Griinde dafiir, dass zahlreiche Frauen umgebracht werden, nur um die angeblich durch sie befleck-
te Familienehre zu reinigen? Stehen die "Ehrenmorde" mit dem Erstarken des Islam und seinen Moralvorstellun-
gen im Zusammenhang? Warum sind diese Morde vor allem in Kurdistan zu beobachten, handelt es sich bei
ihnen etwa um eine "kurdische Tradition"? Diesen Fragen gehen in diesem Buch zwei kurdische Wissenschaftle-
rinnen nach. Die Rechtsanwaltin Hamiyet 1zol untersucht das Phdnomen in den tiirkischen Teilen Kurdistans, Dr.
Mukaddes Sahin in den irakischen Teilen des Landes, vor allem in den sog. kurdischen Selbstverwaltungs-
Gebieten, die schon vor dem Sturz des Saddam-Regimes dem Zugriff des Tyrannen entzogen waren. Johannes
Dichting informiert darliber, wie das deutsche Fliichtlingsrecht mit Frauen umgeht, die Gefahr laufen, in ihrer
Heimat Opfer von "Ehrenmorden” zu werden.

Zu beziehen tber IMK e.V. Preis: 12,-- Euro (incl. Versandkosten)

Neue Studie: AUSLANDER IM EIGENEN LAND - Die Situation

staatenloser Kurden in Syrien
In der Provinz Hasaka wurde 1962 ca. 120.000 Kurden die syrische Staatsangehdrigkeit entzogen, sie wurden so
zu Staatenlosen, zu Auslandern im eigenen Land.
Die vorliegende Dokumentation beschaftigt sich mit der Situation dieser Bevolkerungsgruppe. Unser Ziel ist es,
in einem ersten Schritt sowohl die Hintergriinde ihrer Ausbiirgerung als auch deren bis in die Gegenwart rei-
chende Folgen darzustellen. Gezeigt wird, dass die Ausbirgerungskampagne von 1962 integraler Bestandteil der
allgemeinen Arabisierungsbestrebungen der syrischen Regierung gewesen ist und dass die syrische Politik ge-
genuber den (staatenlosen) Kurden bis in die Gegenwart durch diese Arabisierungslogik gepragt wird.
In einem zweiten Schritt wird aufgezeigt, gegen welche nationalen Gesetze und internationale Abkommen die
syrische Praxis gegenuiber Staatenlosen verstofit.
Dieser Teil der Studie schliet mit einer Reihe von Empfehlungen zur Verbesserung der Situation der Staatenlo-
sen, die insbesondere an die syrische Regierung, aber auch an andere internationale Akteure gerichtet sind.
Die Situation der aus Syrien stammenden ,,staatenlosen* Kurden hat inzwischen auch die deutschen Behdrden
und Gerichte beschaftigt. Immer mehr dieser Kurden gelingt die Flucht nach Europa und in die Bundesrepublik
Deutschland, wo sie, um ihren Aufenthalt hier zu sichern, zumeist Asyl beantragen.
Lange Zeit spielte es in den Asylverfahren keine Rolle, ob es sich bei den Asylbewerbern um Kurden mit oder
ohne syrische Staatsangehdrigkeit handelte.
Etwa Anfang 2001 &nderte sich jedoch die Rechtsprechung hinsichtlich dieses Personenkreises. Inzwischen
werden in Deutschland Asylantrdge, die sich darauf stiitzen, dass man staatenloser Kurde aus Syrien sei, regel-
maRig abgelehnt. Da zur Situation staatenloser Kurden kaum Veroffentlichungen in deutscher Sprache vorliegen,
hoffen wir mit unserer Dokumentation einen wichtigen Beitrag zu diesem Thema geleistet zu haben. Mit Beitra-
gen von Eva Savelsberg, Siamend Hajo und Celal Abbas Kémur sowie Johannes Diichting
Zu beziehen Uber IMK e.V. Preis: 10,- Euro (incl. Versandkosten)
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	Der Autor Günter Wallraff ist für den EU-Beitritt der Türkei, aber mit der Auflage, dass die elemen-tarsten Menschenrechte eingehalten werden: Keine Folter, wie sie noch immer in türkischen Polizei-stationen praktiziert und nicht verfolgt wird. Gene-ralamnestie für die Tausenden politischen Gefan-genen. Minderheitenrechte für die 14 Millionen Kurden, aber auch für die christlichen Aramäer und Assyrer. Der Genozid an mehr als einer Million Ar-meniern darf nicht länger totgeschwiegen, geleug-net oder gar gerechtfertigt werden. "Ehrenmorde" wegen angeblicher Verletzung der Familienehre dürfen nicht mehr als Kavaliersdelikt angesehen werden. Das Grundrecht der Kriegsdienstverwei-gerung muss gewährleistet sein. Die EU-Mit-gliedschaft würde die längst überfällige volle Inte-gration der bei uns oft in Gettos lebenden 1,8 Mil-lionen türkischen Einwanderer erleichtern. Bei ei-ner Absage würde die Türkei, der schon seit Ade-nauers Zeiten immer wieder die Mitgliedschaft ver-sprochen wurde, endgültig verprellt und dem isla-mistischen Lager in die Arme getrieben werden. Allerdings sollten unsere Politiker nicht überhastet vorgehen: Sie dürfen sich nicht zu Lakaien der USA machen lassen, die aus geostrategischen Gründen eine vorschnelle Mitgliedschaft der Türkei wollen, aber die Folgen nicht zu tragen haben. Bei der Überwachung der Grundrechte müssen Men-schenrechtsorganisationen federführend eingebun-den sein." (Quelle: stern, 10. Juni 2004)
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